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Kanzlei

Die prometheus Rechtsanwaltsgesellschaft mbH ist ein 
Zusammenschluss von erfahrenen, hochqualifizierten 
Rechtsanwälten mit langjähriger Erfahrung in den Bereichen des 
Verwaltungs- und Zivilrechts sowie besonderer Spezialisierung im 
Bereich der Erneuerbaren Energien. 

Wir arbeiten bereits seit über 10 Jahren als eingespieltes und aufeinander abgestimmtes Team 
erfolgreich zusammen. Unsere Mandanten schätzen unsere breit gestreute Expertise, die eine 
umfassende rechtliche Begleitung in den Beratungsfeldern des Planungs-, Umwelt- und 
Luftverkehrsrechts, des Wirtschafts- und Energierechts, des Immobilienrechts sowie des Erb- und 
Familienrechts ermöglicht.
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Referentin – Rechtsanwältin Antje Böhlmann-Balan

Frau Böhlmann-Balan ist spezialisiert auf das Zivil- und 
Wirtschaftsrecht. Sie berät insbesondere mittelständische 
Unternehmen. Ihre Tätigkeitsschwerpunkte sind Erneuerbare-Energien-
Projekte (Grundstücks-, Kauf-, Werk-, GU-/GÜ-Verträge, 
Gesellschaftsverträge, Projektübertragung, Bürgerbeteiligung etc.). 

Des Weiteren fallen miet- und WEG-rechtliche Aspekte bei Wärme- und 
Energieversorgungskonzepten in Gebäuden, E-Mobilität in WEG- und 
Mietimmobilien, weiteres WEG- und Mietrecht sowie 
Gesellschaftsrecht, Erb- und Familienrecht für Mittelständler in ihren 
Zuständigkeitsbereich.

 boehlmann-balan@prometheus-recht.de

https://www.xing.com/profile/Manuela_Herms3/cv
https://www.linkedin.com/in/manuela-herms-a55689172/
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Auf dem Laufenden bleiben …

Anmeldung hier

https://209688.seu2.cleverreach.com/m/11287199/558326-3341dced05828b598c1f743e1924ee6f
https://209688.seu2.cleverreach.com/m/11267744/558326-3341dced05828b598c1f743e1924ee6f
https://www.prometheus-recht.de/newsletter-abonnieren/
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Agenda

1. Compliance - Einführung

2. Änderungen in § 6 EEG 2023

3. Wann können/dürfen Zuwendungsangebote unterbreitet und Vereinbarungen 
abgeschlossen werden?

4. Grundlegende Anwendungshinweise

5. Problem Strafbarkeit gem. §§ 331 StGB (Vorteilsgewährung/Vorteilsannahme bzw. 
Bestechung/Bestechlichkeit bei Amtsträgern)

6. Mustervertrag der Fachagentur Windenergie an Land

7. Fazit
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1. Compliance – Einführung (I)

Die Notwendigkeit für ein Unternehmen, sich mit Compliance zu beschäftigen, ist vor dem Hintergrund der §§ 30 und 
130 OWiG (Haftungs- und Zurechnungsregelungen für Straftaten und Ordnungswidrigkeiten) zu verstehen:

§ 30 OWiG Geldbuße gegen juristische Personen und Personenvereinigungen:
(1) Hat jemand (1.) als vertretungsberechtigtes Organ einer juristischen Person oder als Mitglied eines solchen Organs 

(…) eine Straftat oder Ordnungswidrigkeit begangen, durch die Pflichten, welche die juristische Person (…) treffen, 
verletzt worden sind oder die juristische Person (…) bereichert worden ist oder werden sollte, so kann gegen diese 
eine Geldbuße festgesetzt werden. 

(2) Die Geldbuße beträgt (1.) im Falle einer vorsätzlichen Straftat bis zu zehn Millionen Euro (…)

§ 130 Abs. 1 OWiG „Unterlassung von Aufsichtsmaßnahmen“: 
(1) Wer als Inhaber eines Betriebes oder Unternehmens vorsätzlich oder fahrlässig die Aufsichtsmaßnahmen 

unterlässt, die erforderlich sind, um in dem Betrieb oder Unternehmen Zuwiderhandlungen gegen Pflichten zu 
verhindern, die den Inhaber treffen und deren Verletzung mit Strafe oder Geldbuße bedroht ist, handelt 
ordnungswidrig, wenn eine solche Zuwiderhandlung begangen wird, die durch gehörige Aufsicht verhindert 
oder wesentlich erschwert worden wäre. (…)

(2) Betrieb oder Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 ist auch das öffentliche Unternehmen.
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn die Pflichtverletzung mit Strafe bedroht ist, mit einer Geldbuße bis zu einer 

Million Euro geahndet werden. (…)
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1. Compliance – Einführung (II)

Allgemeine Prinzipien

1. Dokumentation

• Leistungen, die von Partnern erbracht werden, müssen auf einer (vorherigen schriftlichen) 
Vereinbarung beruhen und ausreichend dokumentiert werden

2. Äquivalenz

• Leistungen und Gegenleistungen müssen in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen

• Preise und Vergütung müssen dem objektiven Marktwert entsprechen

3. Trennung

• klare Trennung zwischen jeder Art von Zuwendung und unternehmerischer/behördlicher Tätigkeit 

4. Transparenz

• strikte Offenlegung aller Zuwendungen, Leistungen, Dienstleistungen oder anderer Details der 
Interaktion mit Partnern
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 Änderung des Anwendungsbereichs von § 6 EEG 2023 für die Windenergie

 Neuanlagen mit Zuschlag bzw. Inbetriebnahme ab 2023: Möglichkeit der 
finanziellen Beteiligung von Gemeinden ab 1 MW (bisher 750 kW)

 Bestandsanlagen mit Zuschlag bzw. Inbetriebnahme 2021/2022: Möglichkeit der 
finanziellen Beteiligung von Gemeinden ab 750 kW (Bestandsschutz)

 Bestandsanlagen mit Zuschlag bzw. Inbetriebnahme vor 2021: Möglichkeit der 
finanziellen Beteiligung von Gemeinden ab 1 MW

 Folge der finanziellen Zuwendung: Erstattungsanspruch der Anlagenbetreiber im Rahmen 
der jährlichen Endabrechnung für im Vorjahr geleistete Zahlungen

 aber: nur bei Inanspruchnahme der finanziellen Förderung

 PPA-Anlagen müssen geleistete Zahlungen selbst refinanzieren

 Klarstellung: auch keine Erstattungsfähigkeit bei geförderter Direktvermarktung, aber 
hohen Börsenstrompreisen (Marktprämie = null)

 nur für die Kalendermonate, in denen tatsächlich eine Förderung ausgezahlt wurde, 
kommt eine Erstattung in Betracht

2. Änderungen in § 6 EEG 2023 (I)
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 EEG 2021: Anlagenbetreiber dürfen EEG 2023: Anlagenbetreiber sollen 

[den betroffenen Gemeinden eine Zuwendung von max. 0,2 Cent/kWh für die tatsächlich 
eingespeiste und fiktive Strommenge anbieten]

 bei Betroffenheit mehrerer Gemeinden/Landkreise: Aufteilung anhand des Flächenanteils

WEA: Umkreis von 2.500 m um Turmmitte

 NEU im EEG 2023: Entscheidung des Anlagenbetreibers für/gegen finanzielle 
Zuwendungen muss einheitlich für alle erfolgen 
(bisheriger Gesetzeswortlaut ließ Zuwendung an nur 
einzelne Kommunen zu)

 Ablehnung der Zahlung durch eine Gemeinde/Landkreis: Betrag kann auf die übrigen 
Gemeinden/Landkreise verteilt werden, die einer Zahlung zugestimmt haben

 Aufteilung anhand des Flächenanteils

2. Änderungen in § 6 EEG 2023 (II)
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 nach Inbetriebnahme - „Grundfall“, § 6 Abs. 2

 vor Zuschlagserteilung, sogar vor Genehmigungserteilung, § 6 Abs. 4 Nr. 1

• diese Ergänzung ist „auf den letzten Drücker“  in die Vorgängervorschrift (§ 36k EEG 2021) 
aufgenommen worden (gem. Beschluss des Wirtschaftsausschusses des Bundestages (9. Ausschuss) vom 
15.12.2020)

Begründung im Gesetzesentwurf:

„Potentiellen Anlagenbetreibern wird bereits zu einem frühen Stadium die Möglichkeit eröffnet,
den Gemeinden, die von einem geplanten Windparkprojekt betroffen sind, den Abschluss eines
Vertrages anzubieten. Dadurch erhalten die Gemeinden bereits frühzeitig und rechtsverbindlich
einen vertraglichen Anspruch auf Zahlung der Beträge, sobald die Anlage in Betrieb genommen
wird.“

3. Wann können/dürfen Angebote unterbreitet und Vereinbarungen 
abgeschlossen werden?
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 die Zuwendung ist eine freiwillige finanzielle Leistung des Betreibers, auf die kein 
gesetzlicher Anspruch der Gemeinde besteht

 Es handelt sich um eine einseitige Zuwendung des Betreibers ohne Gegenleistung 
der Gemeinde

 nur bei beiderseitiger Beachtung dieser Grundsätze entsteht keine strafrechtliche 
Problematik

 „keine Gleichheit im Unrecht“

4. Grundlegende Anwendungshinweise

§ 6 EEG 2023 Finanzielle Beteiligung der Kommunen am Ausbau

(1) Anlagenbetreiber sollen Gemeinden, die von der Errichtung ihrer Anlage betroffen sind, finanziell beteiligen. Zu diesem Zweck dürfen folgende Anlagenbetreiber den Gemeinden, die von der Errichtung ihrer Anlage betroffen sind, Beträge durch einseitige
Zuwendungen ohne Gegenleistung anbieten:

1. Betreiber von Windenergieanlagen an Land nach Maßgabe von Absatz 2 […)

(4) Vereinbarungen über Zuwendungen nach diesem Paragrafen bedürfen der Schriftform und dürfen bereits geschlossen werden

1. vor der Genehmigung der Windenergieanlage nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz […]

Die Vereinbarungen gelten nicht als Vorteil im Sinn der §§ 331 bis 334 des Strafgesetzbuchs. Satz 3 ist auch für Angebote zum Abschluss einer solchen Vereinbarung und für die darauf beruhenden Zuwendungen anzuwenden.
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Kern-Schutzgut der Amtsdelikte: die „Nicht-Käuflichkeit“ der öffentlichen Verwaltung

Voraussetzungen der Strafbarkeit: 

o Anbieten/Versprechen/Gewähren eines Vorteils durch einen Dritten an einen Amtsträger oder
Fordern/Sichversprechenlassen/Annehmen eines Vorteils durch einen Amtsträger, auf den der 
Empfänger (der Amtsträger oder ein Dritter) keinen Anspruch hat 

UND

o inhaltliche Verknüpfung („Unrechtsvereinbarung“) zwischen Vorteilszuwendung und
 allgemeiner Dienstausübung des Amtsträgers ( Vorteilsgewährung / Vorteilsnahme) 

bzw.
 konkreter Diensthandlung des Amtsträgers ( Bestechung/Bestechlichkeit)

merke: der VORTEIL muss nicht gewährt werden, schon das Anbieten/Versprechen bzw. 
Fordern/Sichversprechenlassen erfüllt den Straftatbestand (sog. abstraktes Gefährdungsdelikt) 

5. Problem Strafbarkeit gem. §§ 331 ff. StGB 
(Vorteilsgewährung/Vorteilsnahme bzw. Bestechung/Bestechlichkeit bei 
Amtsträgern) (I)



– 13 –

Definitionen:

 Vorteil: jede Leistung des Zuwendenden, die den Amtsträger oder einen Dritten materiell oder 
immateriell wirtschaftlich, rechtlich oder persönlich objektiv besser stellt und auf die er keinen 
rechtlich begründeten Anspruch hat

 Amtsträger (§ 11 Abs. 1 Nr. 2a-2c und Nr. 4 StGB): 
 Beamte – damit auch kommunale Beamte nach den Gemeindeordnungen (Bürgermeister, 

Stellvertreter und i.d.R. auch Beigeordnete)
 Personen, die in einem sonstigen öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis stehen 
 Personen, die dazu bestellt sind, Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrzunehmen

 Dienstausübung: alle Handlungen und Entscheidungen, durch die ein Amtsträger die ihm 
übertragenen Aufgaben wahrnimmt („allgemeine dienstliche Tätigkeit“)

 Diensthandlung: konkretes dienstliches pflichtwidriges Verhalten (z.B. Erlass von 
ermessensfehlerhaften Verwaltungsakten)

5. Problem Strafbarkeit gem. §§ 331 ff. StGB 
(Vorteilsgewährung/Vorteilsnahme bzw. Bestechung/Bestechlichkeit bei 
Amtsträgern) (II)
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Definitionen:

 Unrechtsvereinbarung zwischen Vorteilszuwendung und Dienstausübung bzw. Diensthandlung:

 der Vorteil muss sich als Äquivalent für die Dienstausübung bzw. Diensthandlung darstellen (für 
Fordern/Anbieten genügt einseitige Kundgabe, beim Sichversprechenlassen/Versprechen bzw. 
Annehmen/Gewähren ist eine Willensübereinstimmung beider Teile erforderlich, wobei ein 
stillschweigendes Einverständnis genügen soll)

 „Ziel des Vorteils muss es aus Sicht eines unbeteiligten Betrachters sein, auf die künftige 
Dienstausübung Einfluss zu nehmen (…) und/oder die vergangene Dienstausübung zu honorieren. 
In diesem allgemeinen Sinne muss der Vorteil (…) Gegenleistungscharakter haben.“ (BGH Urt. v. 
28.8.2007, 3 StR 212/07)

 Unrechtsvereinbarung liegt nicht vor, wenn die Verbindung von Vorteil und dienstlicher Tätigkeit 
nicht regelwidrig ist  z.B. Rechtsgeschäfte, bei denen eine Bezahlung für dienstliches Tätigwerden 
vereinbart wird, für das eine verwaltungsrechtliche Grundlage besteht

5. Problem Strafbarkeit gem. §§ 331 ff. StGB 
(Vorteilsgewährung/Vorteilsnahme bzw. Bestechung/ Bestechlichkeit bei 
Amtsträgern) (III)
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Definitionen:

 Unrechtsvereinbarung zwischen Vorteilszuwendung und Dienstausübung bzw. Diensthandlung:

 die Prüfung der Unrechtsvereinbarung ist Tatfrage und unterliegt „der wertenden Beurteilung 
des Tatgerichts, die regelmäßig im Wege einer Gesamtschau aller in Betracht kommenden 
Indizien zu erfolgen hat“

 entscheidend ist die Interessenlage der Beteiligten, auf die anhand von äußerlichen Indizien 
geschlossen wird

 Transparenz ist nur bezüglich der Frage, ob sich hieraus die Unrechtsvereinbarung, also die durch 
den Vorteil beeinflusste Dienstausübung bzw. Diensthandlung des Amtsträgers, widerlegen lässt, 
relevant

5. Problem Strafbarkeit gem. §§ 331 ff. StGB 
(Vorteilsgewährung/Vorteilsnahme bzw. Bestechung/ Bestechlichkeit bei 
Amtsträgern) (IV)
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Straffreiheit durch Verwendung des Mustervertrages?

NEIN.

 Maßgeblich sind immer die Umstände des Einzelfalls – d.h. der gesamten Kommunikation beider Parteien im 
weitesten Zusammenhang mit der finanziellen Zuwendung nach § 6 EEG 2021.

 Hierauf weist auch die Fachagentur Windenergie an Land im Beiblatt „Gute Kommunikation im Kontext der 
Umsetzung des § 6 EEG 2021“ hin:

6. Mustervertrag der Fachagentur Windenergie an Land (I)
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entwickelt durch einen Arbeitskreis der FA Windenergie an Land mit den Spitzenverbänden der Kommunen 
(DStGB, DST und DLT) und Verbänden der Energiewirtschaft (BDEW, BWE, VKU und WVW), war veröffentlicht 
auf der Webseite der FA Windenergie an Land.

Aktueller Stand:

[Webseite der FA Windenergie an Land, Ausdruck vom 5.11.2022]

6. Mustervertrag der Fachagentur Windenergie an Land (II)
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7. Fazit

 bei Bürger- und Gemeindebeteiligung im weitesten Sinne (auch Zuwendungen nach § 6 EEG 2023) 
entscheidet der (zeitliche und inhaltliche) Zusammenhang des Angebots / der Verhandlung mit 
Handlungen von Amtsträgern der Gemeinde über das Risiko der Strafbarkeit 

 Der Fakt allein, dass die Angebotsunterbreitung frühzeitig erfolgt, kann allerdings per se keine 
strafrechtliche Relevanz entfalten

 ein Beispiel dafür, welche Artikulierung (als Allgemeinerklärung) rechtlich unproblematisch sein dürfte 
(der letzte Satz):

www.iwr.de „Wpd zahlt ab 2023 freiwillige Kommunalabgabe von jährlich über 4 Mio. Euro“, 
Abruf vom 7.11.2022

http://www.iwr.de/
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

prometheus Rechtsanwaltsgesellschaft mbH
Salomonstraße 19, 04103 Leipzig

Tel. 0341/978566-0
Fax 0341/978566-99

E-Mail: kontakt@prometheus-recht.de

www.prometheus-recht.de


